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Satzung
der CDU des Rhein-Sieg-Kreises

A. Name, Sitz, Aufgaben

§ 1 Name, Sitz, Aufgaben

1.

Der Kreisverband ist als Organisation Glied der Christlich Demokratischen Union
Deutschlands, Landesverband Nordrhein-Westfalen, und fiihrt den Namen Christ-
lich Demokratische Union Deutschlands, Landesverband Nordrhein-Westfalen,
Kreisverband Rhein-Sieg-Kreis (Kurzbezeichnung: Christlich Demokratische Union
Rhein-Sieg-Kreis).

Der Sitz der Christlich Demokratischen Union Rhein-Sieg-Kreis ist Siegburg.

Die Christlich Demokratische Union Rhein-Sieg-Kreis will das &ffentliche Leben im
Dienst des Deutschen Volkes und des Deutschen Vaterlandes aus christlicher
Verantwortung und nach dem christlichen Sittengesetz auf der Grundlage der
personlichen Freiheit demokratisch gestalten.

4.  Der Kreisverband ist in seinem Bereich zustandig fiir die politische und organisa-
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torische Fiuhrung der CDU, wobei er an die erklarten Ziele und Richtlinien und
Statuten der tbergeordneten CDU-Verbdnde gebunden ist. Er hat die Aufgabe,
durch seine Organe, Vereinigungen, Fachausschiisse und sonstige Einrichtungen:

a) das Gedankengut der CDU zu verbreiten und fiir die Ziele der CDU zu
werben,

b) die Mitglieder {iber alle wichtigen politischen Fragen zu unterrichten
und sie zur Teilnahme an der praktischen Politik anzuregen,

c) die politische Willensbildung innerhalb der CDU und im &ffentlichen
Leben zu fordern,

d) der CDU neue Mitglieder zuzufiihren.

B. Mitgliedschaft

§ 2 Aufnahmeverfahren

1.

Mitglied der Christlich Demokratischen Union Deutschlands kann jeder werden,
der ihre Ziele zu fordern bereit ist, das 16. Lebensjahr vollendet und nicht infolge
Richterspruchs die Wahlbarkeit oder das Wahlrecht verloren hat.

Wer die Staatsangehdrigkeit eines Mitgliedsstaates der Europdischen Union nicht
besitzt, kann als Gast in der Partei mitarbeiten. Er kann in die Partei aufgenom-
men werden, wenn er nachweisbar seit mindestens drei Jahren berechtigterweise
ununterbrochen im Geltungsbereich des Grundgesetzes wohnt.

Wer nicht Mitglied einer Partei oder einer mit der CDU sonst konkurrierenden
Gruppierung ist, der CDU nahesteht und sich ihren Grundwerten und Zielen ver-
bunden weil}, kann auf schriftlichen Antrag durch Beschluss des Kreisparteivor-
standes den Status eines Gastmitgliedes erhalten. Ein Gastmitglied kann an allen
Mitgliederversammlungen teilnehmen und hat dort Rede-, Antrags- und Vor-
schlagsrecht. An Wahlen und Abstimmungen kdnnen Gastmitglieder nicht teil-
nehmen. Die Gastmitgliedschaft ist grundsatzlich beitragsfrei und endet nach Ab-
lauf eines Jahres oder durch Aufnahme in die CDU.

Gastmitglieder sollen entsprechend ihren Méglichkeiten durch freiwillige Zu-
wendungen zur Finanzierung der Parteiarbeit beitragen.

Die Mitgliedschaft in einer anderen Partei innerhalb des Tatigkeitsgebietes der
CDU oder in einer anderen politischen, mit der CDU konkurrierenden Gruppe
oder deren parlamentarischen Vertretung schlief3t die Mitgliedschaft in der CDU
aus. Dies gilt auch fiir die Mitgliedschaft in einer Organisation, deren Ziele mit
denen der CDU nicht vereinbar sind.

Fir die Aufnahme als Mitglied ist ein schriftlicher Antrag des Bewerbers an den
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Kreisverband erforderlich. Uber die Aufnahme entscheidet der Kreisparteivor-
stand nach Anhoren des zustandigen Stadt- bzw. Gemeindeverbandes. Der zu-
standige SV/GV-Vorstand muss innerhalb von drei Wochen nach Eingang der
diesbeziiglichen Anfrage der Kreisgeschiftsstelle schriftlich dazu Stellung neh-
men. Uberweisungen aus anderen Kreisverbinden gelten nicht als Neuaufnah-
men.

6.  Zustandig ist in der Regel der Kreisverband des Wohnsitzes. Auf begriindeten
Wunsch des Bewerbers kann die Aufnahme auch durch den Kreisverband des Ar-
beitsplatzes erfolgen. Vor der Aufnahme des Mitgliedes durch den Kreisverband
des Arbeitsplatzes ist der Kreisverband des Wohnsitzes zu héren. Uber sonstige
Ausnahmen entscheidet der Landesverband.

7.  Wird der Aufnahmeantrag durch den Kreisverband des Wohnsitzes oder den
Kreisverband des Arbeitsplatzes abgelehnt, so ist der Bewerber berechtigt, binnen
eines Monats beim Landesvorstand Einspruch einzulegen. Der Landesvorstand
entscheidet liber den Antrag des Bewerbers endgiiltig.

8.  Die Mitgliedschaft wird mit der ersten Beitragszahlung bzw. der Erteilung einer
Bankeinzugsermdchtigung und der schriftlichen Bestdtigung der Mitgliedschaft
durch den Kreisverband wirksam.

9. Das Mitglied wird in der Regel in demjenigen Stadt- bzw. Gemeindeverband ge-
fuhrt, in welchem es wohnt oder - im Ausnahmefall - arbeitet. Auf begriindeten
Wunsch des Mitgliedes kann der Kreisverband es zulassen, das Mitglied in dem
Stadt- bzw. Gemeindeverband zu fuihren, in dessen Bereich es arbeitet.

§ 3  Mitgliedsrechte und -pflichten

1. Jedes Mitglied hat das Recht, an Veranstaltungen, Wahlen und Abstimmungen im
Rahmen der Gesetze und der satzungsrechtlichen Bestimmungen teilzunehmen.

2. Nur Mitglieder kdnnen in Organe und Gremien der Partei und aller ihrer Gebiets-
verbdnde gewdhlt werden; mehr als die Halfte der Mitglieder solcher Organe und
Gremien muss die deutsche Staatsangehdrigkeit besitzen.

Alle Amter und Funktionen stehen unabhingig von der sprachlichen Bezeichnung
in gleicher Weise Frauen und Mdnnern offen.

3.  Mitglieder sollen nicht mehr als drei - unter Beriicksichtigung der Vorstands-
dmter in Vereinigungen und Sonderorganisationen - nicht mehr als fiinf Vor-
standen gleichzeitig angehoren.

4. Die Mitglieder sind verpflichtet, die Belange der CDU zu vertreten. Die Inhaber
von Parteidamtern und Mandaten haben die ihnen (ibertragenen Aufgaben ge-
wissenhaft und nach besten Krdften zu erfiillen und den zustdndigen Partei-
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organen laufend uber ihre Tatigkeit zu berichten, um die Mitwirkung an politi-
schen Entscheidungen zu erméglichen.

Jedes Mitglied hat Beitrdge zu entrichten. Naheres regelt die Beitragsordnung
(siehe Anhang 1).

Die Rechte eines Mitgliedes ruhen, wenn es langer als sechs Monate mit der Zah-
lung seiner Beitrage oder seiner etwaigen Sonderbeitrdage schuldhaft im Riick-
stand ist.

§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft

Die Mitgliedschaft endet durch Tod, durch Austritt oder durch Ausschluss.

Die Mitgliedschaft eines Mitgliedes, das nicht die Staatsangehdrigkeit eines Mit-
gliedstaates der Europdischen Union besitzt, endet auch, wenn durch Verlust der
Aufenthaltsgenehmigung die Voraussetzung fiir Aufnahme und Zugehérigkeit zur
Partei entfallen ist.

Der Kreisparteivorstand kann mit der Mehrheit seiner stimmberechtigten Mit-
glieder eine Aufnahme-Entscheidung widerrufen, wenn das betreffende Mitglied
in seinem Aufnahmeantrag oder sonst zu entscheidungserheblichen Fragen
schuldhaft falsche Angaben gemacht oder wesentliche Umstdnde verschwiegen
hat. Das Mitglied kann gegen den Widerruf der Aufnahme-Entscheidung innerhalb
von einem Monat Beschwerde bei dem zustdndigen Landesverband einlegen, tiber
die der Landesvorstand endgliltig entscheidet.

§ 5 Austritt

1.

Der Austritt ist dem Kreisverband schriftlich zu erklaren. Er wird mit Zugang beim
Kreisverband wirksam.

Als Erklarung des Austrittes aus der Partei ist zu behandeln, wenn ein Mitglied mit
seinen personlichen Mitgliedsbeitragen sowie mit etwaigen Sonderbeitrdagen lan-
ger als 9 Monate im Zahlungsverzug ist, innerhalb dieser Zeit mindestens zweimal
schriftlich gemahnt wurde und anschlieBend auf eine dritte als Einschreibebrief
erfolgte Mahnung trotz Setzung einer weiteren Zahlungsfrist von einem Monat
und trotz schriftlichen Hinweises auf die Folgen einer weiteren Zahlungsverwei-
gerung die riickstandigen Mitgliedsbeitrage nicht bezahlt. Der Kreisverband stellt
die Beendigung der Mitgliedschaft fest und hat dies dem ausgeschiedenen Mit-
glied schriftlich mitzuteilen.

Alle Verdnderungen in der Mitgliedschaft sind unverziiglich bei der Zentralen Mit-
gliederkartei zu melden.

§ ¢ OrdnungsmaRnahmen

1.

Durch den Kreisparteivorstand kénnen OrdnungsmalBnahmen gegeniiber Mitglie-
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2.

4.

dern getroffen werden, wenn diese gegen die Satzung der Partei oder gegen ihre
Grundsatze oder Ordnung verstoRen.

OrdnungsmaRnahmen sind:

a) Verwarnung,

b) Verweis,

c) Enthebung von Parteidamtern,

d) Aberkennung der Fahigkeit zur Bekleidung von Parteiamtern auf Zeit.
Alle OrdnungsmalRnahmen sind schriftlich zu begriinden. Die Anordnung der
MaRnahme und ihre Begriindung sind dem betroffenen Mitglied unverziiglich
schriftlich mitzuteilen.
Ordnungsmalnahmen sind nach der Parteigerichtsordnung anfechtbar.
Fur die Mitglieder eines Landesvorstandes ist nur der Landesvorstand oder der
Bundesvorstand, fiir Mitglieder des Bundesvorstandes ist nur der Bundesvorstand

zustdndig.

Absdtze 1 bis 3 gelten im Verhdltnis zwischen den Vereinigungen und ihren Mit-
gliedern entsprechend.

§ 7 Ausschluss

1.

Ein Mitglied kann nur dann aus der Partei ausgeschlossen werden, wenn es vor-
satzlich gegen die Satzung der Partei oder erheblich gegen deren Grundsdtze
oder Ordnung verst6t und ihr damit einen schweren Schaden zufiigt.

Voraussetzung des Ausschlusses eines Mitgliedes ist die Feststellung seines par-
teischddigenden Verhaltens oder der beharrlichen Missachtung seiner satzungs-
gemadfRen Pflichten.

Parteischadigend verhilt sich insbesondere, wer
a) zugleich einer anderen Partei innerhalb des Tatigkeitsgebietes der
CDU oder einer anderen politischen, mit der CDU konkurrierenden
Gruppe oder deren parlamentarischen Vertretung angehort,
b) in Versammlungen politischer Gegner, in deren Rundfunksendungen,
Fernsehsendungen, Presseorganen oder sonstigen Druckerzeugnissen

gegen die erkldrte Politik der Union Stellung nimmt,

c) als Kandidat der CDU in eine Vertretungskorperschaft gewahlt ist und
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der CDU-Fraktion nicht beitritt oder aus ihr ausscheidet,

d) vertrauliche Parteivorgdnge veroffentlicht oder an politische Gegner
verrat,

e) Vermogen, das der Partei gehort oder zur Verfuigung steht, verun-
treut.

Als Ausschlussgrund gilt ferner:

a) die rechtskraftige Verurteilung wegen einer ehrenriihrigen strafbaren
Handlung,

b) die Verletzung der besonderen Treuepflichten, welche fiir einen An-
gestellten der Partei gelten.

Absdtze 1 - 3 gelten im Verhéltnis zwischen den Vereinigungen und ihren Mit-
gliedern entsprechend.

Erheblich gegen die Ordnung der Partei verst6Rt insbesondere, wer seinen Pflich-
ten als Mitglied beharrlich dadurch nicht nachkommt, dass er iiber einen langeren
Zeitraum trotz Zahlungsfahigkeit und trotz Mahnung seine persénlichen monatli-
chen Mitgliedsbeitrage oder seine etwaigen weiteren, satzungsrechtlich festge-
legten monatlichen Beitrage als Amts- oder Mandatstrager der CDU (Sonderbei-
trage) nicht entrichtet.

§ g Zustdndigkeiten beim Ausschluss

1.

Uber den Ausschluss entscheidet auf Antrag des &rtlich zustdndigen Kreispartei-
vorstandes, des Landesvorstandes oder des Bundesvorstandes das nach der Par-
teigerichtsordnung zustdndige Parteigericht.

Fur den Ausschlussantrag gegen Mitglieder des Landesvorstandes ist nur der Lan-
desvorstand oder der Bundesvorstand, fiir Mitglieder des Bundesvorstandes ist
nur der Bundesvorstand zustdndig.

In Ausschlussverfahren gegen Mitglieder des Bundesvorstandes ist das Landes-
parteigericht in erster Instanz anzurufen.

Alle Entscheidungen der Parteigerichte in Ausschlussverfahren sind schriftlich zu
begriinden.

In dringenden und schwerwiegenden Fillen, die sofortiges Eingreifen erfordern,
kann der zustdndige Kreisparteivorstand, der Landesvorstand oder der Bundes-
vorstand ein Mitglied von der Ausiibung seiner Rechte bis zur rechtskraftigen Ent-
scheidung der zustdndigen Parteigerichte ausschlielen. Ein solcher Vorstands-
beschluss gilt gleichzeitig als Antrag auf Einleitung eines Ausschlussverfahrens.
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Die Parteigerichte haben in jeder Lage des Verfahrens zu priifen, ob die Mal3-
nahme nach Umfang und Fortdauer noch erforderlich ist. Soll sie tber die ab-
schlieBende Entscheidung einer Parteigerichtsinstanz hinaus wirksam bleiben, so
ist sie in dieser Entscheidung erneut anzuordnen; sonst tritt sie mit deren Be-
kanntmachung aulRer Kraft.

Die Absdtze 1 - 5 gelten im Verhdltnis zwischen den Vereinigungen und ihren Mit-
gliedern entsprechend.

C. Gleichstellung von Frauen und Mannern

§ g9 Gleichstellung von Frauen und Ménnern

1.

Der Kreisparteivorstand und die Vorstande der Stadt- bzw. Gemeinde- und Orts-
verbande der Partei sowie die Vorstande der entsprechenden Organisationsstufen
aller Kreisvereinigungen der CDU Rhein-Sieg-Kreis sind verpflichtet, die rechtliche
und tatsdchliche Gleichstellung von Frauen und Mannern in der CDU in ihrem je-
weiligen Verantwortungsbereich durchzusetzen.

Frauen sollen an Parteiamtern in der CDU und an &6ffentlichen Mandaten min-
destens zu einem Drittel beteiligt sein.

Férmliche Kandidatenvorschlage bei Wahlen fiir Parteiamter haben den Grund-
satz nach Absatz 2 zu beachten. Wahlgremien kdnnen Kandidatenvorschlage zu-
riickweisen, die Frauen nur unzureichend beriicksichtigen. Wird bei Gruppen-
wahlen zu Parteiamtern auf der Kreisverbandsebene in einem ersten Wahlgang
das Frauenquorum von einem Drittel nicht erreicht, ist dieser Wahlgang ungiiltig.
Es ist ein zweiter Wahlgang vorzunehmen, zu dem weitere Vorschlage gemacht
werden kdénnen. Dessen Ergebnis ist unabhdngig von dem dann erreichten Frau-
enanteil giiltig.

Bei Direktkandidaturen fiir die Stadt- und Gemeindeparlamente ist durch den je-
weiligen Vorstand des Stadt- und Gemeindeverbands auf eine ausreichende Be-
teiligung von Frauen hinzuwirken. Das gleiche gilt fiir den Kreisparteivorstand bei
Direktkandidaturen fiir den Kreistag, Landtag und Bundestag.

Bei der Aufstellung von Listen fiir die Kommunalwahlen soll das vor-
schlagsberechtigte Gremium unter drei aufeinanderfolgenden Listenpldtzen je-
weils mindestens eine Frau vorschlagen. Wahlkreiskandidatinnen sollen dabei vor-
rangig beriicksichtigt werden. Das Recht der iiber die Listenvorschldge ent-
scheidenden Gremien, fiir jeden Listenplatz Frauen oder Ménner als Gegen- und
Ergdnzungsvorschldage zu benennen, bleibt unberiihrt.

Sollte es dem vorschlagsberechtigten Gremium nicht gelungen sein, ausreichend
Frauen auf dem Listenvorschlag zu beriicksichtigen, so ist dies vor der ent-
scheidungsberechtigten Versammlung darzulegen und zu begriinden.
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D. Organe

§ 10 Organe

Die Organe des Kreisverbandes sind:
a) der Kreisparteitag,
b) die Kreisparteikonferenz,
c) der Kreisparteirat,

d) der Kreisparteivorstand.

§ 11 Zusammensetzung des Kreisparteitages

1.

2.

Der Kreisparteitag ist das oberste Organ des Kreisverbandes.

Der Kreisparteitag tritt nach Bedarf, jedoch mindestens einmal jahrlich zusam-
men.

Der Kreisparteitag besteht aus 300 Mitgliedern. Er setzt sich zusammen aus:

a) den Delegierten, die von den Stadt- bzw. Gemeindeverbanden ge-
wahlt werden,

b) den stimmberechtigten Mitgliedern des Kreisparteivorstandes,

c) je zwei von den Kreisversammlungen der Vereinigungen gewdhlten
Delegierten.

Die Verteilung der Delegiertensitze auf die einzelnen Stadt- bzw. Gemeinde-
verbande erfolgt im Hochstzahlverfahren nach d'Hondt.

MaRgeblich fiir die Verteilung der Delegiertensitze ist die auf Grund der letzten
Quartalsabrechnung festgestellte Mitgliederzahl der Stadt- bzw. Gemeinde-
verbdnde.

Zu den Sitzungen des Kreisparteitages sind als Gaste einzuladen:

Die dem Kreisverband angehérenden Mitglieder des Europdischen Parlaments,
des Deutschen Bundestages und des Landtages von Nordrhein-Westfalen. Wei-
terhin die Vorsitzenden der auf Kreisebene tatigen Vereinigungen, der Vor-
sitzende der CDU-Kreistagsfraktion und der Landrat, sofern sie Mitglieder des
Kreisverbandes sind.

Sofern mindestens 25 Prozent der Mitglieder oder der Ortsverbande die Ein-
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berufung einer gesonderten Mitgliederversammlung beantragen, entscheiden die
Mitglieder in dieser liber die Anwendung des Delegierten oder Mitgliederprinzips
bei Mitgliederversammlungen und Parteitagen. Die Mitglieder entscheiden dabei
auch, fur welchen Zeitraum diese Verfahrensentscheidung Bestand haben soll.

6. Jedes Mitglied des Kreisverbandes hat Rederecht auf allen Kreisparteitagen seines
Kreisverbandes. Nichtmitgliedern kann dieses Recht durch Mehrheitsbeschluss
eingerdaumt werde. Die Befugnisse des Versammlungsleiters, die Redezeit zu be-
grenzen, bleiben hiervon unberiihrt.

7.  Jedes Mitglied des Kreisverbandes hat das Recht, bis zum Ablauf der nach der Sat-
zung vorgesehenen Antragsfristen und unter Nachweis der erforderlichen Zahl
unterstiitzender Unterschriften Antrage an den Kreisparteitag zu richten. Der

Versammlungsleiter hat die Pflicht, Uber fristgemaR eingegangene Antrége ab-
stimmen zu lassen. Gleiches gilt sinngemaR fiir Initiativantrage.

§ 12 Zustédndigkeit des Kreisparteitages
Der Kreisparteitag ist zustandig fur:

a) die Beschlussfassung tiber alle den Kreisverband beriihrenden Ange-
legenheiten von grundsatzlicher Bedeutung,

b) die Beschlussfassung in allen Satzungsangelegenheiten,
c) die Beschlussfassung liber die Auflésung des Kreisverbandes,

d) die Entgegennahme der Jahresberichte des Kreisparteivorstandes und
der Kassenpriifer sowie die Entlastung des Kreisparteivorstandes,

e) die Entgegennahme der Berichte der Mandatstrager der CDU in den
Parlamenten und Vertretungskorperschaften,

f) die Entgegennahme des statistischen Berichts liber die Situation der
Frauen in der CDU sowie des Jugendberichtes,

g) die Wahl des Kreisverbandsvorsitzenden und seiner Stellvertreter,

h) die Wahl des Schatzmeisters,

i) die Wahl der weiteren Mitglieder des Kreisparteivorstandes (Beisit-
zer), wobei regionale und soziologische Gesichtspunkte berticksichtigt
werden sollen,

j) die Wahl von fiinf Mitgliedern der Mandatspriifungskommission,

k) die Wahl des Parteigerichtes des Kreisverbandes (Vorsitzender und
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sein Stellvertreter, zwei Beisitzer und deren Stellvertreter),

[) die Wahl von zwei Kassenpriifern, (zu Mitgliedern des Parteigerichtes
oder zu Kassenpriifern dirfen nicht gewahlt werden: Kreisparteivor-
standsmitglieder, Parteiangestellte oder Personen, die von der Partei re-
gelmaRige Einkiinfte beziehen),

m) die Wahl der Delegierten und Stellvertreter zum Landesparteitag,

n) die Wahl der Delegierten und deren Stellvertreter zum Bundespartei-
tag,

0) Bestdtigung von ordnenden MaRBnahmen des Kreisparteivorstandes

gegen Gliederungen; wird die Bestdtigung versagt, tritt die ordnende
MaRnahme auBer Kraft.

§13 Kreisparteikonferenz

1. Die Kreisparteikonferenz besteht aus 100 Mitgliedern. Sie setzt sich zusammen
aus:

a) den stimmberechtigten Mitgliedern des Kreisparteivorstandes,

b) den Delegierten, die von den Stadt- und Gemeindeverbdnden ge-
wahlt werden.

Die Verteilung der Delegiertensitze auf die einzelnen Stadt- und Ge-
meindeverbande erfolgt im Hochstzahlverfahren nach d’Hondt.

MaRgeblich fiir die Verteilung der Delegiertensitze ist die auf Grund der
letzten Quartalsabrechnung festgestellte Mitgliederzahl der Stadt- und
Gemeindeverbande.

c) je einem in den Kreisvereinigungen durch die Kreismitgliederver-
sammlung oder Kreisdelegiertenversammlung fiir zwei Jahre gewédhlten
Vertreter.

2.  Die Kreisparteikonferenz tritt in der Regel einmal im Jahr zusammen.

3. Die Aufgabe der Kreisparteikonferenz ist die Diskussion aktueller politischer
Themen und die Beschlussfassung liber dazu gestellte Antrage.

§ 14 Kreisparteirat
1.  Der Kreisparteirat setzt sich zusammen aus:

a) dem Kreisparteivorstand,
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b) den Stadt- und Gemeindeverbandsvorsitzenden,
c) den Vorsitzenden der im Kreisverband tatigen Vereinigungen,

d) den Bundes- und Landtagsabgeordneten aus dem Kreis, soweit sie
der CDU angehdren,

e) dem Landrat, soweit er der CDU angehort,
f) dem Vorsitzenden der CDU-Kreistagsfraktion,
g) dem Regierungsprasidenten, soweit er der CDU angehort.

2. Die Mitglieder des Kreisparteirates kdnnen sich nicht vertreten lassen.

3.  Der Kreisparteirat ist zustandig fiir:
a) die Beratung der Berichte der Bundes- und Landtagsabgeordneten
der CDU im Kreis, des Kreisparteivorstandes, der Stadt- bzw. Gemein-
deverbdnde, der im Kreisverband tatigen Vereinigungen, Arbeitskreise

und Fachausschsse,

b) die Beratung uber alle Beitrdge und Abgaben, die an den Kreisver-
band abzufiihren sind,

c) die Vorbereitung der Parteitage auf Kreis-, Landes- und Bundesebene,

d) die Beratung der Vorschldage zur Aufstellung der Reserveliste fir die
Kreistagswahl,

e) die Beratung der Vorschlage fiir die Aufstellung eines Landratskandi-
daten,

f) die Beratung der Bundestags- und Landtagsreserveliste.
4.  Der Kreisparteirat ist vom Kreisparteivorstand anzuhdren:

a) vor der Beschlussfassung tiber den zur ersten Sitzung eines jeden Jah-
res von der Kreisgeschaftsstelle vorzulegenden Haushaltsplanentwurf,

b) vor der Bestellung oder Bestdtigung von Fachausschiissen oder Ar-
beitskreisen.

5.  Der Kreisparteirat tritt in der Regel zweimal pro Jahr zusammen.

§ 15 Zusammensetzung des Kreisparteivorstandes
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1.  Der Kreisparteivorstand setzt sich zusammen aus:
a) dem Kreisverbandsvorsitzenden,
b) vier stellvertretenden Kreisverbandsvorsitzenden,
c) dem Schatzmeister,
d) zehn weiteren Mitgliedern (Beisitzern),
e) dem Kreisgeschaftsfuhrer.
2. Zuden Sitzungen des Kreisparteivorstands sind als Gaste einzuladen:

die dem Kreisverband angehdérenden Mitglieder des Europdischen Parlaments, des
Deutschen Bundestages und des Landtages von Nordrhein-Westfalen weiterhin
der Vorsitzende der CDU-Kreistagsfraktion sowie der Landrat, sofern sie Mitglie-
der des Kreisverbandes sind.

3.  Die Vorstandsmitglieder kénnen sich nicht vertreten lassen.

4. Die einschldgigen Bestimmungen des Parteiengesetzes sind zu beachten. Auf Ein-
ladung des Vorstands kdnnen Gaste beratend an den Sitzungen teilnehmen. Ein
Stimmrecht kann ihnen nicht zugebilligt werden; Kooptierungen sind nicht mog-
lich.

§ 16 Zustdndigkeit des Kreisparteivorstandes

1.  Der Kreisparteivorstand leitet den Kreisverband; er ist dabei an die Beschliisse des
Kreisparteitages, der Kreisparteikonferenz und des Kreisparteirates gebunden.

2. Der Kreisparteivorstand ist zustandig fur:

a) die Beschlussfassung tiber alle wesentlichen Organisations- und Ver-
waltungsaufgaben sowie alle anderen Entscheidungen in der Zustandig-
keit des Kreisverbandes, soweit sie nicht dem Kreisparteitag, der Kreis-
parteikonferenz und dem Kreisparteirat vorbehalten sind,

b) die Beschlussfassung tiber den Haushaltsplan, der jahrlich vom Kreis-
geschaftsfiihrer im Benehmen mit dem Schatzmeister aufgestellt wird,

c) die Vorbereitung der Kreisparteitage, der Sitzungen der Kreispartei-
konferenz und des Kreisparteirates und sonstiger Veranstaltungen des
Kreisverbandes,

d) Anweisung zur Durchfiihrung der in der Zustandigkeit der Stadt- bzw.
Gemeindeverbdnde liegenden oder ihnen libertragenen Aufgaben,
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e) die Bestellung oder Bestdtigung von Fachausschiissen oder Arbeits-
kreisen zur Behandlung bestimmter Aufgaben,

f) die Vorbereitung der 6ffentlichen Wahlen, einschlieBlich der Aus-
tbung des Widerspruchsrechts gegen Kandidatenaufstellungen, fir
welche die Stadt- bzw. Gemeindeverbande zustandig sind,

g) Anordnung von OrdnungsmaBnahmen gegeniiber Mitgliedern oder
Beantragung eines Ausschlussverfahrens, soweit der Kreisparteivor-
stand nach der Parteigerichtsordnung zustandig ist,

h) Anordnung von ordnenden MaRnahmen gegen Gliederungen,

i) die Durchfiihrung der Beschliisse und Anweisungen tbergeordneter
Parteiorgane,

j) die Durchfiihrung einer Mitgliederbefragung in Personal- und Sach-
fragen, sofern ein Drittel der Stadt- und Gemeindeverbandsvorstdnde
dies beantragt und die absolute Mehrheit seiner Mitglieder die Durch-
fuhrung beschlief3t.

3. Der Kreisparteivorstand hat ihm zugeleitete Anregungen von Stadt- und Gemein-
deverbanden sowie von Kreisvereinigungen zu behandeln.

§ 17 Der Kreisverbandsvorsitzende

Der Kreisverbandsvorsitzende vertritt den Kreisverband nach innen und aulRen. Er
ist hierbei an die Beschliisse der Organe gebunden. Er leitet die Sitzungen des
Kreisverbandsvorstandes, des Kreisparteirates, der Kreisparteikonferenz sowie
den Kreisparteitag.

Er beaufsichtigt die Kreisgeschaftsstelle. Im Falle der Verhinderung beauftragt er
einen seiner Stellvertreter mit der Wahrnehmung seiner Obliegenheiten.

Der Kreisverbandsvorsitzende oder in seinem Auftrag einer seiner Stellvertreter
kann an den Sitzungen der nachgeordneten Organe sowie der Vereinigungen,
Fachausschiisse und Arbeitskreise teilnehmen.

Legt der Kreisverbandsvorsitzende wahrend der Wahlzeit sein Amt nieder, so ist
durch den Kreisverbandsvorstand innerhalb von vier Wochen nach diesem Zeit-
punkt ein Kreisparteitag fiir die Wahl des Nachfolgers einzuberufen.

E. Gliederung

§ 18 Gliederung
1. Die Gesamtheit aller Mitglieder der CDU im Rhein-Sieg-Kreis bildet den Kreis-
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verband

Der Kreisverband ist die kleinste selbstandige organisatorische Einheit der CDU
mit Satzung und eigenstandiger Kassenfuihrung.

§ 19 Die Stadt- bzw. Gemeindeverbiande

1.

Der Stadt- bzw. Gemeindeverband ist die Organisation der CDU in den kreisange-
horigen Stadten und Gemeinden. Alle wesentlichen organisatorischen und politi-
schen MaRnahmen des Stadt- bzw. Gemeindeverbandes miissen im Einvernehmen
mit dem Kreisverband erfolgen. Er ist an die Richtlinien und Beschliisse des Kreis-
verbandes gebunden.

Stadt- bzw. Gemeindeverbande mit mehr als 250 Mitglieder oder groRer rdaum-
licher Ausdehnung kdnnen Delegiertenversammlungen bilden.

Die Stadt- bzw. Gemeindeverbdande berichten dem Kreisverband tiber wichtige po-
litische Vorgdnge in ihrem Bereich, eigene Veranstaltungen und Verdnderungen
im Mitgliederstand.

Erfullt ein Stadt- bzw. Gemeindeverband beharrlich die ihm satzungsmaRig zuge-
wiesenen Aufgaben nicht, kann der Kreisparteivorstand die erforderlichen ord-
nenden MalRnahmen treffen und im dufRersten Falle einen Beauftragten einsetzen,
der voriibergehend die Aufgaben des Vorstandes wahrnimmt.

Die Anrufung des Parteigerichtes gegen ordnende MalRnahmen des Kreis-
parteivorstandes gegeniiber Stadt- bzw. Gemeindeverbdnden ist zuldssig.

§20 Mitgliederversammlung

1.

Die Mitgliederversammlung besteht aus den Mitgliedern des Stadt- bzw. Gemein-
deverbandes. Sie ist zustandig fiir:

a) die Beschlussfassung tber alle den Stadt- bzw. Gemeindeverband be-
riihrenden Angelegenheiten von grundsatzlicher Bedeutung,

b) Wahl der Vorstandsmitglieder des Stadt- bzw. Gemeindeverbandes,

c) Wahl von mindestens zwei Kassenpriifern, die weder dem Stadt- bzw.
Gemeindeverbandsvorstand angehdren noch Angestellte der Partei sein
noch von der Partei regelmdRige Einkiinfte beziehen diirfen,

d) Wahl der Delegierten und stellvertretenden Delegierten des Kreispar-
teitages gemal §11 Ziff. 3 der Kreissatzung,

e) Wahl der Vertreter und Ersatzvertreter fiir die Aufstellung der Be-
werber (Kandidaten) zur Kreistagswahl und zur Wahl zum Europdischen
Parlament,
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f) Wahl der Kandidaten fiir die zustandige Kommunalvertretung, des
Kandidaten fir das Amt des Hauptamtlichen Biurgermeisters und die
Nominierung von Kandidaten fiir die Kreistagswahl. Liegt ein Kreistags-
wahlkreis im Gebiet mehrerer Gemeinden, so sind fiir die Nominierung
des Kreistagskandidaten die in diesem Wahlkreis wohnenden Mitglieder
zustdndig. Hat der Kreisparteivorstand nach §16 Ziff. 2 Buchst. f Ein-
spruch eingelegt, muss die Wahl wiederholt werden. Die Entscheidung
ist dann endgiiltig.

g) Entgegennahme der Jahresberichte des Stadt- bzw. Gemeinde-
verbandsvorstandes, der Kassenpriifer, der kommunalen Fraktion sowie

Entlastung des Stadt- bzw. Gemeindeverbandsvorstandes.

2. Istin einem Stadt- bzw. Gemeindeverband eine Delegiertenversammlung gebildet
worden, so iibernimmt diese die Zustandigkeiten der Mitgliederversammlung.

3.  Die Delegiertenversammlung wird von den Untergliederungen des Stadt- bzw.
Gemeindeverbandes gemaf Beschluss des Kreisparteivorstandes gewdhlt.

§ 21 Stadt- bzw. Gemeindeverbandsvorstand
1.  Der Stadt- bzw. Gemeindeverbandsvorstand besteht mindestens aus:
a) dem Vorsitzenden,
b) bis zu drei stellvertretenden Vorsitzenden,
c) dem Schriftfiihrer und seinem Stellvertreter,
d) dem Kassenflihrer und seinem Stellvertreter,
e) Beisitzern nach ortlichen Erfordernissen.
2.  Die einschldgigen Bestimmungen des Parteiengesetzes sind zu beriicksichtigen.
Auf Einladung des Vorstands kdnnen Gaste beratend an den Sitzungen teil-

nehmen. Ein Stimmrecht kann ihnen nicht zugebilligt werden; Kooptierungen sind
nicht moglich.

§ 272 Zustédndigkeiten und Aufgaben
1.  Der Stadt- bzw. Gemeindeverbandsvorstand ist in seinem Bereich zustandig fiir:
a) die Vorbereitung und Durchfiihrung der Mitgliederversammlung,

b) die Durchfiihrung von sonstigen Partei- und 6ffentlichen Veranstal-
tungen,
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c) die Information der Mitglieder tber alle Parteiangelegenheiten,

d) die Information des Kreisparteivorstandes, der kommunalen Fraktion
und der Abgeordneten iiber allgemeine politische Anliegen und Wiin-
sche der Mitglieder,

e) Werbung von Mitgliedern,

f) Vorbereitung und Durchfiihrung von Wahlkdampfen in Verbindung mit
dem Kreisverband.

Der Stadt- bzw. Gemeindeverbandsvorstand hat ihm zugeleitete Anregungen von
Ortsverbdnden und Stadt- bzw. Gemeindeverbandsvereinigungen zu behandeln.

Der Kreisverband gestattet den Stadtverbandsvorstinden, den Gemeindever-
bandsvorstanden und - mit der Zustimmung der jeweils zustdndigen Stadt- bzw.
Gemeindeverbandsvorstiande — den Ortsverbandsvorstdanden, unter seiner vollen
Aufsicht tber alle Einnahmen und Ausgaben sowie {iber die dazu gehdrenden Be-
lege eine eigene Kasse zu fiihren.

§19 Abs. 4 findet im Verhiltnis der Stadt- und Gemeindeverbidnde zu den Orts-
verbanden entsprechende Anwendung.

§ 23 Ortsverbdnde

1.

Auf die Ortsverbédnde finden die §19 Abs. 1 und 3, §20 Abs. 1 Buchst. a-c), §21 und
§22 Abs. 1 entsprechende Anwendung.

Die Griindung und Auflésung eines Ortsverbandes, die Festlegung und Anderung
seines Bereiches wird vom Kreisvorstand nach eigenem Ermessen geregelt.

Der Ortsverbandsvorstand besteht aus
a.) dem Vorsitzenden,
b.) mindestens einem Stellvertreter,
c.) einem Schriftfuhrer,
d.) (soweit eine Kasse vorhanden ist) einem Kassenfiihrer und

e.) mindestens drei Beisitzern.

F. Vereinigungen

§24 Vereinigungen
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1.  Auf Kreis- und Stadt- bzw. Gemeindeverbandsebene kénnen Vereinigungen ge-
bildet werden, soweit sie von der Bundespartei oder dem Landesverband an-
erkannt sind. Der Evangelische Arbeitskreis und der Agrarausschuss sind als Son-
derorganisationen den Vereinigungen gleichgestellt.

2.  Die Vereinigungen sind organisatorische Zusammenschliisse von Personen mit
dem Ziel, das Gedankengut der CDU in ihren Wirkungskreisen zu vertreten und zu
verbreiten sowie die besonderen Anliegen der von ihnen reprédsentierten Gruppen
in der Politik der CDU zu wahren.

3. Der organisatorische Aufbau der Vereinigungen entspricht dem der Partei. Sie
kdnnen sich eine eigene Satzung geben, die der Satzung der Partei nicht wider-
sprechen darf. Die Genehmigung erfolgt durch den Landesverband der jeweiligen
Vereinigung.

4.  Die Vereinigungen haben das Recht zu eigenen Verlautbarungen, die den von der
Partei festgelegten Grundsatzen nicht widersprechen dirfen.

5. Die Geschéafte der Vereinigungen werden von deren jeweiligen Vorstianden ge-
fuhrt. Die Durchfuhrung der laufenden Aufgaben erfolgt auf Anweisung dieser
Vorstande durch die Kreisgeschaftsstelle. Die Kommunalpolitische Vereinigung
regelt als eingetragener Verein die Durchfiihrung ihrer Geschéfte auf Landes-
ebene durch ihre Landesgeschiftsstelle.

G. Parteigericht

§ 25 Parteigericht

1. Der Kreisverband bildet ein Parteigericht, das aus drei ordentlichen und mindes-
tens drei stellvertretenden Mitgliedern besteht.

2. Es tritt in der Besetzung mit einem Vorsitzenden und zwei Beisitzern zusammen.
Der Vorsitzende muss die Befdhigung zum Richteramt haben.

3. Zustandigkeit und Verfahren des Kreisparteigerichtes sind geregelt in der am
05.10.1971 beschlossenen Parteigerichtsordnung der Christlich Demokratischen
Union Deutschlands. (Gedndert durch Beschliisse der Bundesparteitage vom
20.05.1980, vom 01.10.1990 und vom 26.10.1992.)

H. Allgemeine Bestimmungen

§ 26 Vertretungund Haftung

1. Der Kreisverband wird durch den Vorsitzenden oder einen seiner Stellvertreter
gesetzlich vertreten.
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Fir rechtsgeschdftliche Verpflichtungen haften die Mitglieder gesamtschuld-
nerisch nur mit dem Vermdgen des Kreisverbandes.

Fur die Haftung der Mitglieder wegen unerlaubter Handlungen des Kreis-
parteivorstandes oder anderer satzungsmaRig berufener Vertreter gilt §831 BGB.

Im Innenverhdltnis haftet der Kreisverband fiir Rechtsverbindlichkeiten eines
Stadt- bzw. Gemeindeverbandes, einer Vereinigung oder eines anderen sat-
zungsmalig berufenen Vertreters nur, wenn der Kreisverband vor Abschluss eines
Rechtsgeschéftes schriftlich zugestimmt hat.

Der Kreisgeschaftsfuhrer ist zu den Rechtsgeschaften erméchtigt, die der ihm zu-
gewiesene Aufgabenbereich mit sich bringt (§30 BGB).

§ 27 Finanzordnung und Rechnungspriifer

1.

7.

8.

Die zur Durchfuihrung der Aufgaben des Kreisverbandes erforderlichen Mittel
werden insbesondere durch Aufnahmegebiihren, Mitgliederbeitrage, Sonder-
beitrage, Sammlungen und Spenden aufgebracht.

Die Finanzhoheit fur Mitgliedsbeitrage, Spenden und Erbschaften liegt beim
Kreisverband. Der Kreisverband leitet die Spenden dem vom Absender fest-
gelegten Empfanger zu. Dabei sind die §§3 und 4 der FBO zu beachten.

Uber die Einnahmen und Ausgaben ist nach den Anweisungen der Bundespartei
und des Landesverbandes sowie unter Beachtung der einschldagigen Bestim-

mungen des Parteiengesetzes ordnungsgemaR Buch zu fiihren.

Die Kassen- und Rechnungsfiihrung wird am Schluss des Geschéftsjahres gepriift.
Die Priifungen werden von den gewahlten Kassenpriifern durchgefiihrt.

Uber jede Kassen- und Rechnungspriifung wird eine Niederschrift gefertigt, die
von den Priifern unterzeichnet wird. Die Niederschrift ist flinf Jahre bei den Akten

aufzubewahren.

Wesentliche Beanstandungen miissen die Kassenpriifer unverziiglich dem Kreis-
vorsitzenden mitteilen.

Der Priifungsbericht ist dem Kreisparteitag zu erstatten.

Geschaftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 28 Geschiftsfiihrung

Die Fihrung der laufenden Geschdfte des Kreisverbandes obliegt der Kreis-
geschaftsstelle. Sie wird vom Kreisgeschdftsfihrer nach Weisung des Kreis-
parteivorstandes und unter Aufsicht des Kreisverbandsvorsitzenden geleitet.
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Die Anstellung des Kreisgeschaftsfiihrers wird durch §28 Abs. 1 Ziff. 7 der Satzung
der CDU Nordrhein-Westfalen geregelt.

|. Verfahrensordnung

§ 29 Einberufung

1.

Die Organe des Kreisverbandes werden unter Angabe der Tagesordnung vom
Kreisvorsitzenden mit einer Frist von mindestens 10 Tagen (Datum des Poststem-
pels) schriftlich einberufen. In besonderen dringenden Fillen kann die Einladung
auch mindlich und mit verkirzter Frist erfolgen. Stehen Wahlen auf der Tages-
ordnung des Kreisparteitages, so sind die der Kreisgeschaftsstelle bis zum Tag der
Versendung der Einladung vorliegenden Kandidatenvorschlage bzw. -
bewerbungen der Einladung beizufiigen.

Diese Bestimmungen gelten sinngemaR fiir die Stadt- bzw. Gemeindeverbande,
Vereinigungen, Arbeitskreise und Fachausschiisse.

Der Kreisparteitag ist einzuberufen, wenn ein Viertel seiner stimmberechtigten
Mitglieder die Einberufung unter Angabe des Grundes verlangt.

Die Kreisparteikonferenz ist einzuberufen, wenn ein Viertel der Stadt- bzw. Ge-
meindeverbdnde oder die Halfte des Kreisparteivorstandes die Einberufung unter
Angabe des Grundes verlangt.

Der Kreisparteivorstand ist einzuberufen, wenn ein Drittel seiner Mitglieder die
Einberufung unter Angabe des Grundes verlangt.

Die Bestimmungen der Ziff. 3 und 5 gelten sinngemaQ fiir die Mitgliederversamm-
lungen und die Vorstdande der Stadt- bzw. Gemeindeverbande, der Vereinigungen,
der Arbeitskreise und Fachausschisse.

Uber die Sitzungen der Organe des Kreisverbandes, der Organe und Mitglieder-
versammlungen der Stadt- bzw. Gemeindeverbdnde, Vereinigungen, Arbeitskreise
und Fachausschiisse sind Niederschriften zu fertigen. Sie miissen Antrdge, Be-
schliisse, Abstimmungs- und Wahlergebnisse enthalten. Die Niederschriften sind
vom jeweiligen Vorsitzenden und dem Schriftfiihrer zu unterzeichnen und der
Kreisgeschaftsstelle zuzuleiten.

Niederschriften {iber die Kreisparteitage missen binnen vier Wochen den Vor-
sitzenden der Stadt- und Gemeindeverbdnde sowie der Kreisvereinigungen zu-
gesandt werden. Sie gelten als genehmigt, wenn innerhalb von weiteren zwei Wo-
chen kein Einspruch erfolgt. Uber den Einspruch entscheidet der Kreisparteivor-
stand. An Delegierte erfolgt ein Versand nur auf ausdriickliche Anforderung bei
der Kreisgeschaftsstelle.

Die Bestimmungen der Ziff. 8 gelten sinngemaR fiir die Organe der Vereinigun-
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gen, der Arbeitskreise und Fachausschiisse. Die Niederschriften tber die Mitglie-
derversammlungen werden in der ndchsten Sitzung genehmigt.

Der Kreisparteitag tritt nach Bedarf, jedoch mindestens einmal jahrlich zu-
sammen.

Der Kreisparteivorstand soll alle zwei Monate zusammentreten.

Die Stadt- bzw. Gemeindeverbdnde sollen alle drei Monate eine Versammlung
durchfihren.

Die Stadt- bzw. Gemeindeverbandsvorstinde sollen alle acht Wochen zusammen-
treten.

§ 30 Beschlussfahigkeit

1.

Die Organe des Kreisverbandes und der Vereinigungen sowie die Stadt- bzw. Ge-
meindeverbandsvorstdnde und ggf. die Delegiertenversammlungen eines Stadt-
bzw. Gemeindeverbandes sind beschlussfahig, wenn sie ordnungsgemaR einberu-
fen worden sind und wenn mindestens die Halfte der stimmberechtigten Mitglie-
der anwesend ist. Die Mitgliederversammlungen der Stadt- bzw. Gemein-
deverbdnde sind ohne Riicksicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder be-
schlussfahig, wenn zu dieser Versammlung ordnungsgemaR eingeladen worden
ist.

Vor Eintritt in die Tagesordnung ist die Beschlussfahigkeit der Organe durch den
Vorsitzenden festzustellen.

Bei Beschlussunfahigkeit hat der Vorsitzende die Sitzung sofort aufzuheben und
die Zeit und die Tagesordnung fiir die nachste Sitzung zu verkiinden; er ist dabei
an Form und Frist fiir die Einberufung des Organs nicht gebunden. Die Sitzung ist
dann in jedem Falle beschlussfahig; darauf ist in der Einladung hinzuweisen.

Ergibt sich die Beschlussunfahigkeit wahrend der Sitzungen bei einer Abstimmung
oder Wahl, so wird in einer der nachsten Sitzungen erneut abgestimmt oder ge-
wahlt. Stimmenthaltungen und ungiiltige Stimmen zdhlen bei der Feststellung der
Beschlussfahigkeit mit, jedoch nicht fiir die Ermittlung der Mehrheit.

§ 31 Abstimmungen und Wahlen

1.

Stimmberechtigt bei Abstimmungen und Wahlen aller Organe des Kreis-
verbandes, der Vereinigungen, der Arbeitskreise und Fachausschiisse sowie der
Stadt- bzw. Gemeindeverbande sind nur Mitglieder, deren Mitgliedsrechte nicht
ruhen. (§3 Ziff. 6 der Kreissatzung)

Die Stadt- bzw. Gemeindeverbande kénnen ein Stimmrecht durch die von ihnen
entsandten Delegierten nur ausiiben, wenn sie die Mitgliederbeitrage ent-
sprechend der Beitragsordnung bis zum Schluss des vorletzten der Sitzung des
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Kreisparteitages vorangehenden Kalendervierteljahres bei der Kreisgeschdfts-
stelle abgerechnet haben.

Beschliisse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Bei
Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. Stimmenthaltungen zdhlen nicht
als abgegebene Stimmen.

Fiir Satzungsdnderungen ist die 2/3 Mehrheit der abgegebenen giiltigen Stimmen,
mindestens aber die Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder erforderlich, mit
Ausnahme des Beschlusses der gesonderten Mitgliederversammlung nach §11
Abs.5. Dieser Beschluss hat satzungsandernde Wirkung.

Abstimmungen erfolgen durch Handzeichen, es sei denn, dass ein Viertel der an-
wesenden Mitglieder geheime Abstimmung verlangt oder nach der Satzung ge-
heime Abstimmung erfolgen muss.

Bei Abstimmungen und Wahlen darf jedes Mitglied erklaren, dass es sich nicht be-
teiligt.

Wahlen von Vorstandsmitgliedern und Delegierten sind geheim.

Alle tbrigen Wahlen kénnen &ffentlich erfolgen, wenn sich auf Befragen kein Wi-
derspruch ergibt.

Die jeweils zu wahlenden Vorsitzenden und der Schatzmeister des Kreisverbandes
werden in getrennten Wahlgangen gewdhlt. Dabei ist die Mehrheit der abgegebe-
nen giiltigen Stimmen erforderlich. Wird diese Mehrheit nicht erreicht, findet eine
Stichwahl zwischen den beiden Bewerbern mit der héchsten Stimmenzahl statt.

Die stellvertretenden Vorsitzenden werden in einem gemeinsamen Wahlgang ge-
wahlt. Stimmzettel, auf denen nicht mindestens 50% der zu wahlenden Stell-
vertreter angekreuzt sind, sind ungiiltig. Stimmzettel, auf denen mehr Namen an-
gekreuzt sind, als Stellvertreter zu wahlen sind, sind ebenfalls ungiiltig. Gewahlt
ist, wer die Mehrheit der abgegebenen giiltigen Stimmen erhdlt. Wird diese
Mehrheit nicht erreicht, erfolgt unter den nicht gewahlten Kandidaten eine Stich-
wabhl. Erhalten mehr Kandidaten als Stellvertreter zu wahlen sind die Mehrheit der
abgegebenen giiltigen Stimmen, so sind die Kandidaten mit den héheren Stim-
menzahlen in der Reihenfolge nach Stimmenzahlen gewahlt.

Ist die Entscheidung zwischen Kandidaten mit gleicher Stimmenzahl erforderlich,
erfolgt sie durch Stichwahl. In diesem Fall genligt die einfache Mehrheit.

Die Wahl der weiteren Vorstandsmitglieder sowie die Wahlen von Delegierten
und Ersatzdelegierten zum Kreisparteitag und zu den {ibergeordneten Gremien
sowie zur Kreisparteikonferenz (§13) erfolgen ebenfalls jeweils in gemeinsamen
Wahlgdngen. Der Stimmzettel soll die Namen aller vorgeschlagenen Kandidaten
in der Regel in alphabetischer Reihenfolge enthalten. Stimmzettel, auf denen
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nicht mindestens 50% der zu Wahlenden angekreuzt sind, sind ungiiltig. Stimm-
zettel, auf denen mehr Namen angekreuzt sind als Vorstandsmitglieder bzw. De-
legierte zu wahlen sind, sind ebenfalls ungiiltig. Gewahlt sind die Kandidaten mit
der hochsten Stimmenzahl in der Reihenfolge der gezdhlten Stimmen.

12. Die Vorschriften des §31 gelten sinngemaR fiir die Abstimmungen und Wahlen in
allen Parteigremien der regionalen Organisationsstufen und der Vereinigungen.

32 Aufstellung der Bewerber fiir die Kommunalwahlen, die Wahlen
zum Deutschen Bundestag, zum Landtag und zum Europdischen
Parlament

1. Die Aufstellung der Bewerber fiir die Kommunalwahlen, den Landtag, den Deut-
schen Bundestag und fiir das Europdische Parlament erfolgt gemafR den ent-
sprechenden Verfahrensordnungen der CDU NRW.

2.  Bei Kandidatenaufstellungen durch Vertreterversammlungen wird die Zahl der
auf die Stadt- bzw. Gemeindeverbdnde jeweils entfallenden Sitze auf der Grund-
lage der am vom Landesverband zu beschliefenden Stichtag festgestellten Mit-
gliederzahlen nach d'Hondt ermittelt. Die Vertreter sind in den Mitgliederver-
sammlungen der Stadt- bzw. Gemeindeverbdande geheim zu wahlen.

3. Der Bewerber fiir das Amt des Landrats wird von einer Kreismitglieder-
versammlung gewdhlt.

4. Die Bewerber fiir den Kreistag werden in einer Kreisvertreterversammlung von
300 Vertretern aufgestellt. Diese Versammlung wéhlt auch die auf den Kreis-
verband entfallenden Vertreter fiir die Vertreterversammlung zur Aufstellung der
Reserveliste fiir die Landschaftsversammlung Rheinland.

5. Die Bewerber in den Landtagswahlkreisen werden in einer Versammlung der Mit-
glieder des jeweiligen Landtagswahlkreises aufgestellt. Diese Versammlung wéhlt
auch die auf den Wahlkreis entfallenden Vertreter und Ersatzvertreter fiir die
Landesvertreterversammlung zur Aufstellung der Landesreserveliste.

6. Die Bewerber in den Bundestagswahlkreisen werden in einer Versammlung der
Mitglieder des jeweiligen Bundestagswahlkreises aufgestellt. Diese Versammlung
wdhlt auch die auf den Wabhlkreis entfallenden Vertreter und Ersatzvertreter fiir
die Landesvertreterversammlung zur Aufstellung der Landesliste.

7. Die Vertreter und Ersatzvertreter des Kreisverbandes fiir die Vertreter-
versammlung der CDU NRW zur Aufstellung der Europaliste werden in einer
Kreisvertreterversammlung von 100 Vertretern gewahlt.

8.  Den Bewerbern um die Kandidaturen muss Gelegenheit gegeben werden, sich auf
offentlichen Versammlungen in den Stadt- bzw. Gemeindeverbanden vorzu-
stellen.
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§ 33 Antrdge

Jedes Mitglied oder Gruppen von Mitgliedern kdnnen an das jeweilige Partei-
gremium, zu dem sie stimmberechtigt sind, Antrdge stellen. Die Behandlung der
Antrdge erfolgt nach der Geschaftsordnung. Fiir Antrage an den Kreisparteitag
gilt diese Einschrankung nicht, vgl. §11 Abs. 7.

J. Schlussbestimmungen

§ 34 Auflésung

1.

Der Kreisverband kann durch Beschluss eines eigens zu diesem Zweck ein-
berufenen Kreisparteitages aufgelost werden. Gleichzeitig ist tUber die Ver-
wendung des vorhandenen Vermdégens zu beschlieRen. Der Beschluss bedarf einer
Mehrheit von % der stimmberechtigten Mitglieder des Kreisparteitages.

Wird die Auflésung beschlossen, so ist liber diesen Beschluss eine Urabstimmung
der Mitglieder durchzufiihren, die den Beschluss des Kreisparteitages bestatigt,
andert oder aufhebt.

Innerhalb von sechs Wochen hat der Kreisparteivorstand in allen Stadt- bzw. Ge-
meindeverbadnden zur Durchfiihrung der Urabstimmung eigens zu diesem Zweck
einberufene Mitgliederversammlungen der Stadt- bzw. Gemeindeverbdnde
durchzufihren.

Zu diesen Versammlungen sind die stimmberechtigten Mitglieder der Stadt- bzw.
Gemeindeverbdande jeweils mit einer Frist von vierzehn Tagen durch einge-
schriebenen Brief unter Beiftigung des Wortlautes des Beschlusses des Kreis-
parteitages und Angabe der Tagesordnung durch den Kreisvorsitzenden einzu-
laden.

Fur die Abstimmung sind einheitliche Stimmzettel vorzubereiten; sie miissen so
gestaltet sein, dass das Mitglied mit "Ja" oder "Nein" abstimmen kann und miissen
den Wortlaut des Beschlusses des Kreisparteitages enthalten. Dartiber hinaus darf
der Stimmzettel keine weiteren Angaben enthalten. Stimmzettel sind nur giiltig,
wenn sie entweder mit "Ja" oder "Nein" gekennzeichnet sind.

Die Abstimmung ist geheim.

Fur jede Versammlung ist ein Wahlvorstand zu bilden, bestehend aus dem je-
weiligen Stadt- bzw. Gemeindeverbandsvorsitzenden oder seinem Stellvertreter
und zwei von der Mitgliederversammlung gewdhlten Beisitzern. Uber den Ab-
stimmungsvorgang ist nach der Durchfiihrung der Urabstimmung eine Nieder-
schrift nach einheitlichem Vordruck zu fertigen. Diese ist von dem jeweiligen
Wabhlvorstand zu unterzeichnen und unverziiglich mit den Stimmzetteln dem
Kreisparteivorstand zuzuleiten.
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7. st in der Versammlung der Mitglieder die Abstimmung nicht ordnungsgemal
durchgefuihrt worden, muss der Kreisparteivorstand die Wiederholung der Ab-
stimmung umgehend veranlassen.

8.  Der Auflosungsbeschluss des Kreisparteitages gilt als bestatigt, wenn mehr als die
Halfte der Mitglieder sich fur die Auflésung des Kreisverbandes ausspricht.

9. Das gleiche Verfahren ist anzuwenden, wenn der Kreisparteitag die Ver-
schmelzung des Kreisverbandes mit einer anderen Partei beschliel3t.

§ 35 Inkrafttreten

Diese Satzung ist auf dem 12. Kreisparteitag am 26. Februar 1977 beschlossen
worden. Sie tritt unter gleichzeitiger Aufhebung der bisher geltenden Satzung mit
Wirkung vom 26. Februar 1977 in Kraft. (Gedndert durch Beschliisse der Kreispar-
teitage vom 21.01.1982, vom 25.11.1988, vom 28.11.1992, vom 23.10.1993, vom
12.11.1994, vom 22.11.1997, vom 25.11.2000, vom 27.10.2001, vom 27.09.2003,
vom 20.11.2004, vom 07.12.2006, vom 18.10.2007 sowie vom 07.11.2009)

Beitragsordnung
der CDU des Rhein-Sieg-Kreises

1.  Jedes Mitglied der Partei hat regelmaRig einen Beitrag zu entrichten.

2.  Die Hohe des monatlichen Beitrages ergibt sich im einzelnen durch Selbstein-
schatzung des Mitgliedes nach seinem Einkommen.

3. Furdie Selbsteinschadtzung gilt folgende vom Bundesparteitag in Essen be-
schlossene Beitragsstaffelung:

mtl. Bruttoeinkommen mtl. Beitrag
bis € 1.000,00 € 5,00
bis € 1.500,00 € 5,00 bis € 10,00
bis € 2.000,00 € 10,00 bis € 15,00
bis € 2.500,00 € 15,00 bis € 20,00
bis € 3.500,00 € 20,00 bis € 35,00
bis € 5.000,00 € 35,00 bis € 50,00
tber € 5.000,00 € 50,00 und mehr

4. Fur Hausfrauen, Schiiler, Studenten, Bundeswehrsoldaten, die ihren Wehrdienst
ableisten, Zivildienstleistende, Auszubildende, Arbeitslose und Rentner kann der
Beitrag gesenkt werden.

Satzung der CDU des Rhein-Sieg-Kreises / Stand: 7. November 2009



27

Der Kreisverband kann in besonderen Fillen Mitgliedsbeitrage erlassen, er-
maligen oder stunden (§ 4 Abs. 2 FBO). Der Kreisverband kann in besonderen Fal-
len Mitgliedsbeitrage erlassen, ermdRigen oder stunden (§ 4 Abs. 2 FBO). Mitglie-
dern bis zum vollendeten 25. Lebensjahr werden gemaR §5 Abs. 6 der Finanz- und
Beitragsordnung (FBO) der CDU NRW fiir die Dauer des ersten Jahres die Beitrage
erlassen. Die Verpflichtung der Orts- und Gemeinde- bzw. Stadtverbande, fiir sol-
che Mitglieder Beitragsanteile an den Kreis-, den Landes- und Bundesverband ab-
zufiihren, entfallt fur die Dauer der beitragsfreien Mitgliedschaft. Mandatstrager-
beitrdge und andere regelmaRige dhnliche Beitrage kdnnen nicht gestundet, er-
lassen oder ermaRigt werden.

Als Aufnahmegebiihr wird ein einmaliger Beitrag von € 2,50 erhoben, der an den
Kreisverband abzufiihren ist.

Die Stadt- bzw. Gemeindeverbénde sind fiir die Einziehung der Mitgliedsbeitrage
verantwortlich. Von diesen, im Auftrage des Kreisverbandes eingezogenen Mit-
gliedsbeitragen, sind an diesen folgende Anteile abzufuihren:

a) Kreisverbandsanteil € 1,53 (€ eins 53/100) je Mitglied und Monat,
b) die Anteile fiir den Landes- und Bundesverband in der jeweiligen Hohe.

Die Stadt- bzw. Gemeindeverbande rechnen vierteljahrlich, spatestens einen Mo-
nat nach Quartalsabschluss an Hand der Abrechnungsvordrucke bei der Kreis-
geschéftsstelle ab.

MaRgebend fiir die Umlageabrechnung ist der Mitgliederstand am Anfang des
Quartals. Veranderungen im Mitgliederbestand wahrend des jeweiligen Quartals
werden nicht beriicksichtigt.

Mitglieder, deren Beitrag nicht per Lastschrift bzw. per Dauerauftrag beglichen
wird, sondern die nach Zusendung einer Rechnung (,auf Aufforderung®) ihre Bei-
trige entrichten, miissen dies durch Uberweisung des Beitrags fiir mindestens
sechs Monate tun. Eine Begleichung des Beitrags auf Rechnung fiir eine kiirzere
Zahlungsperiode ist nicht méglich.

Sonderbeitragsordnung
der CDU des Rhein-Sieg-Kreises

Die Zahlung von Sonderbeitrdgen seitens der Bundestags- und Landtags-
abgeordneten richtet sich jeweils nach den Beschliissen der Landespartei.

Der Sonderbeitrag der Stadtrats- und Gemeinderatsmitglieder steht zu einem
Drittel den Stadt- und Gemeindeverbdnden und zu zwei Dritteln dem Kreis-
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verband zu.

Der Sonderbeitrag der Kreistagsmitglieder und Wahlbeamten geht in voller Héhe
an den Kreisverband.

Geschiftsordnung
der CDU des Rhein-Sieg-Kreises

§ Allgemeine Verfahrensordnung
1

Soweit die Satzung iliber das allgemeine Verfahren Bestimmungen enthilt, sind
diese anzuwenden.

§ Behandlung der Tagesordnung
2

1.

Vor Eintritt in die Beratung sind die Tagesordnung und die stimmberechtigten
Teilnehmer festzustellen.

Die Tagesordnung wird in der Reihenfolge, wie sie in der Einladung angegeben ist,
beraten.

Einwdande gegen die Tagesordnung, Antrage auf Erweiterung der Tagesordnung,
Absetzung einzelner Punkt der Tagesordnung und Anderung der Reihenfolge der
Tagesordnung bediirfen der Zustimmung der Mehrheit der jeweils stimm-
berechtigten anwesenden Mitglieder.

Antrage
§:

1.

Antrdage kénnen von Mitgliedern oder Gruppen von Mitgliedern jeweils an das
Parteigremium, in dem sie stimmberechtigt sind, gestellt werden. Geht ein Antrag
nicht rechtzeitig vor Absendung der Einladung ein, so wird er gemal} § 2 Ziff. 3
dieser Geschaftsordnung behandelt. Sie sind schriftlich an den jeweiligen Vor-
sitzenden zu richten und kurz zu begriinden.

Dem Antragsteller oder den Antragstellern oder einem Bevollméachtigten ist vor
der Beratung des Antrages und vor der Abstimmung auf Wunsch das Wort zu er-
teilen. Antrage kdnnen bis zum Beginn der Abstimmung zurlickgenommen oder
abgedndert werden.

Zu jedem Beratungspunkt kénnen vor der Abstimmung Anderungs- oder Gegen-
antrage gestellt werden.
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Uber Anderungsantrige muss vor der Entscheidung in der Sache selbst ab-
gestimmt werden.

Uber Gegenantrige wird vor dem urspriinglichen Antrag abgestimmt.

4.  Bei verschiedenartigen Antrdgen in der gleichen Sache wird lber den weitest-
gehenden zuerst abgestimmt. Was als weitestgehender Antrag gilt, ist durch Ab-
stimmung festzustellen. Abgelehnte Antrdge kdnnen erst zur ndchsten Sitzung
des Gremiums, in dem sie gestellt wurden, erneut eingebracht werden.

5.  Antrige auf Ubergang zur Tagesordnung kénnen auRer der Reihe und ohne Be-
griindung gestellt werden. Sie gehen allen anderen Antragen vor. Erhebt sich Wi-
derspruch, ist vor der Abstimmung je eine AuRerung fiir oder gegen den Antrag
zuzulassen. Bei Annahme des Antrages gilt der Besprechungspunkt als abge-
schlossen. Bei Ablehnung des Antrages darf er im Laufe der Beratung desselben
Gegenstandes in der gleichen Sitzung nicht wiederholt werden.

6. In gleicher Weise wird bei Antragen auf Schluss der Aussprache oder der Redner-
liste verfahren mit der Einschrankung, dass sie nur von Mitgliedern gestellt wer-
den konnen, die noch nicht zur Sache gesprochen haben. Zuvor sind die noch in
der selben Sachen vorgemerkten Redner vom Vorsitzenden bekannt zu geben.

7.  Vertagungsantrage werden wie Antrdge auf Schluss der Aussprache behandelt.

8.  Bei Antrdgen zur Geschaftsordnung muss sofort das Wort erteilt werden. Die Aus-
fuhrungen durfen sich nur auf die geschaftsordnungsméaRige Behandlung des Be-
ratungspunktes beziehen. Bei VerstoRen soll das Wort entzogen werden.

§ Personliche Erkldrungen
4

Zur Richtigstellung eigener Ausfiihrungen oder zur Zuriickweisung von Angriffen
auf die eigene Person ist das Wort aulRerhalb der Reihenfolge zu erteilen.

Anfragen
§s

Jedes Mitglied oder Gruppen von Mitgliedern kénnen Anfragen an das Partei-
gremium richten, in dem sie stimmberechtigt sind. Sie sollen in der Regel spates-
tens drei Tage vor Zusammentritt des betreffenden Parteigremiums schriftlich bei
dem Vorsitzenden eingereicht werden. Die Anfragen werden am Schluss der Ta-
gesordnung ohne Erdrterung beantwortet. Falls Einvernehmen besteht, kann die
Beantwortung auch an den oder die Fragesteller persénlich erfolgen.

§ Worterteilung
6
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Der Vorsitzende erteilt das Wort in der Reihenfolge der Meldungen. Bei mehreren
gleichzeitigen Wortmeldungen entscheidet der Vorsitzende tiber die Reihenfolge.
Es darf nur zum jeweiligen Beratungspunkt gesprochen werden.

Auf Antrag kann die Begrenzung der Dauer der Aussprache oder der Redezeit be-
schlossen werden.

Hat der Vorsitzende den Schluss der Aussprache festgestellt, darf das Wort nur
noch zur Geschdftsordnung oder zur Abgabe personlicher Erklarungen erteilt
werden.

Ordnung
§-

1.

Der Vorsitzende sorgt fiir die Ordnung in den Sitzungen. Er kann bei Ab-
schweifungen von der Tagesordnung zur Sache verweisen und im Wieder-
holungsfalle zur Ordnung rufen. Bei ungebiihrlichen oder beleidigenden AuRe-
rungen muss der Vorsitzende zur Ordnung rufen. Beim dritten Ordnungsruf kann
der Vorsitzende dem Redner das Wort entziehen und ihm in der gleichen Sitzung
nicht wieder erteilen. Darauf ist beim dritten Ordnungsruf hinzuweisen.

Der Vorsitzende kann einen Teilnehmer an der Sitzung eines Parteigremiums von
der weiteren Teilnahme ausschlieBen, wenn er die Ordnung wiederholt groblich
verletzt.

Bei dauernder, storender Unruhe kann der Vorsitzende die Sitzung unterbrechen
oder aufheben. Kann er sich kein Gehor verschaffen, unterbricht er die Sitzung
durch Verlassen seines Platzes.

Uber die Berechtigung von OrdnungsmaRnahmen des Vorsitzenden kann auf An-
trag in der ndchsten Sitzung desselben Parteigremiums ohne Aussprache ab-
gestimmt werden

Beschluss des CDU-Kreisvorstandes
zur Gliederungsstruktur des KV

Begriindung: Durch Beschluss des 50. Kreisparteitages der CDU Rhein-Sieg wurde die de-
taillierte Aufzidhlung der Stadt- und Gemeindeverbiande bzw. der Ortsverbande (bisher
§18 Ziffer 3 der Kreissatzung) ersatzlos gestrichen. Hintergrund dieser Streichung ist die
(ebenfalls vom Kreisparteitag beschlossene Anderung) in §23 Ziffer 2 wonach ,,Die Griin-
dung und Auflésung eines Ortsverbandes, die Festlegung und Anderung seines Bereiches [...]
vom Kreisvorstand nach eigenem Ermessen geregelt* wird. Gleiches gilt im Ubrigen auch fiir
die CDU-Stadt- und Gemeindeverbiande (,,Griindung, Abgrenzung und Auflosung der Ge-
meinde-, Stadt- bzw. Stadtbezirksverbdinde [...] sind Aufgabe des zustiindigen Kreisvorstan-
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des. [...]* vgl. §16 Ziffer 2 der Landessatzung). Die Abbildung der SV/GV/OV-Struktur des
Kreisverbandes in der Satzung hitte bedeutet, dass die Struktur nur durch Beschluss des
Kreisparteitages anderbar ist; dies hatte aber giiltigem Satzungsrecht (,,... vom Kreisvor-
stand nach eigenem Ermessen geregelt.") widersprochen. Insofern entspricht die Strei-
chung der Struktur im §18 der Anderung im §23. Der Landesverband hat die Empfehlung
ausgesprochen, die SV/GV/OV-Struktur in einem eigenen Beschluss des CDU-
Kreisvorstandes abzubilden. Dieser Empfehlung entspricht der Kreisvorstand und be-
schlief3t:

Der CDU-Kreisverband Rhein-Sieg hat die nachstehend aufgefiihrten Stadt- bzw. Gemeinde-
verbdnde und Ortsverbdnde:

Gemeindeverband Alfter

Ortsverband Alfter

Ortsverband Gielsdorf

Ortsverband Impekoven

Ortsverband Oedekoven

Ortsverband Witterschlick
Stadtverband Bad Honnef

Ortsverband Aegidienberg
Stadtverband Bornheim

Ortsverband Bornheim

Ortsverband Brenig

Ortsverband Dersdorf

Ortsverband Hemmerich

Ortsverband Hersel-Uedorf-Widdig

Ortsverband Kardorf

Ortsverband Merten

Ortsverband Résberg

Ortsverband Roisdorf

Ortsverband Sechtem

Ortsverband Walberberg

Ortsverband Waldorf
Gemeindeverband Eitorf (keine Ortsverbinde)
Stadtverband Hennef (keine Ortsverbinde)
Stadtverband Kénigswinter

Ortsverband Dollendorf

Ortsverband Ittenbach

Ortsverband Kénigswinter-Altstadt

Ortsverband Oberpleis-Heisterbacherrott

Ortsverband Stieldorf
Stadtverband Lohmar

Ortsverband Breidt

Ortsverband Donrath-Scheiderh6he

Ortsverband Heide-Inger-Birk'

Ortsverband Lohmar

Ortsverband Wahlscheid
Stadtverband Meckenheim (keine Ortsverbande)
Gemeindeverband Much (keine Ortsverbinde)
Gemeindeverband Neunkirchen-Seelscheid (keine Ortsverbinde)
Stadtverband Niederkassel

Ortsverband Liilsdorf-Ranzel

! gedndert durch Beschluss #B-0183-01-09-09 des CDU-Kreisvorstands.
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Ortsverband Mondorf

Ortsverband Niederkassel, Uckendorf und Stockem

Ortsverband Rheidt
Stadtverband Rheinbach (keine Ortsverbande)
Gemeindeverband Ruppichteroth (keine Ortsverbédnde)
Stadtverband Sankt Augustin

Ortsverband Buisdorf

Ortsverband Hangelar

Ortsverband Menden-Meindorf

Ortsverband Miilldorf

Ortsverband Niederpleis-Birlinghoven

Ortsverband Sankt Augustin-Ort
Stadtverband Siegburg (keine Ortsverbédnde)
Gemeindeverband Swisttal

Ortsverband Buschhoven

Ortsverband Diinstekoven

Ortsverband Heimerzheim

Ortsverband Ludendorf-Essig’

Ortsverband Miel

Ortsverband Morenhoven

Ortsverband Odendorf

Ortsverband Ollheim

Ortsverband StraRfeld
Stadtverband Troisdorf (keine Ortsverbinde)
Gemeindeverband Wachtberg (keine Ortsverbande)
Gemeindeverband Windeck (keine Ortsverbinde)

2 geandert durch Beschluss #B-0182-01-09-09 des CDU-Kreisvorstands.

Satzung der CDU des Rhein-Sieg-Kreises / Stand: 7. November 2009



	Satzung 
	 A. Name, Sitz, Aufgaben
	 §   1 Name, Sitz, Aufgaben 
	 B. Mitgliedschaft
	 C. Gleichstellung von Frauen und Männern
	 §   9 Gleichstellung von Frauen und Männern
	 D. Organe
	 § 18 Gliederung
	 F. Vereinigungen
	 § 24  Vereinigungen
	 G. Parteigericht
	 § 25  Parteigericht
	 I. Verfahrensordnung
	 § 29 Einberufung
	Beitragsordnung
	Sonderbeitragsordnung
	Geschäftsordnung
	Name, Sitz, Aufgaben
	Aufnahmeverfahren
	Mitgliedsrechte und -pflichten
	Beendigung der Mitgliedschaft
	Austritt
	Ordnungsmaßnahmen
	Ausschluss
	Zuständigkeiten beim Ausschluss
	Gleichstellung von Frauen und Männern 
	Organe
	Zusammensetzung des Kreisparteitages
	Zuständigkeit des Kreisparteitages
	Kreisparteikonferenz
	Kreisparteirat
	Zusammensetzung des Kreisparteivorstandes
	Zuständigkeit des Kreisparteivorstandes 
	Der Kreisverbandsvorsitzende
	Gliederung
	Die Stadt- bzw. Gemeindeverbände
	Mitgliederversammlung
	Stadt- bzw. Gemeindeverbandsvorstand
	Zuständigkeiten und Aufgaben
	Ortsverbände
	Vereinigungen
	Parteigericht
	Vertretung und Haftung
	Finanzordnung und Rechnungsprüfer
	Geschäftsführung
	Einberufung
	Beschlussfähigkeit
	Abstimmungen und Wahlen
	Anträge
	Auflösung
	Inkrafttreten
	Allgemeine Verfahrensordnung
	Behandlung der Tagesordnung
	Anträge
	Persönliche Erklärungen
	Anfragen
	Worterteilung
	Ordnung

